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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


Welche konkreten Schritte hat die Bundesregie- 
rung unternommen, um die vom Bundesminister 
des Auswärtigen, Dr. Klaus Kinkel, in der Debatte 
des Deutschen Bundestages am 11. September 
1996 (vgl. Stenographischer Bericht der 121. Sit- 
zung, S. 10871) angekündigte Absicht: „Wir müs- 
sen ein einziges Ziel haben: Wir müssen eine 
Maschine - und wenn es die Krohnsche Fräse ist, 
die wir uns in Mosambik angesehen haben — 
serienmäßig herstellen, damit wir die 100 Millio- 
nen Minen beseitigen können" und „ich mache 
mich anheischig, von der Europäischen Union 
und den Vereinten Nationen 50 oder 100 solcher 
Maschinen bezahlt zu bekommen, wenn es sie 
nur gäbe. Es muß doch der Technik möglich sein, 
eine solche Maschine zu entwickeln" zu verwirk- 
lichen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 29. Januar 1997 


Die bisherigen Tests mechanischer Minenräumgeräte und die Ergebnisse 
der internationalen Expertenkonferenz zum mechanischen Minenräumen 
vom 11. /12. Dezember 1996 in Bonn haben gezeigt, daß maschinelles 
Minenräumen zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht in der Lage ist, 
die von den VN geforderte Räumsicherheit von 99,6% zu gewährleisten. 

Der vorgegebene Qualitätsstandard kann derzeit nur in Verbindung mit 
manueller Nachsuche erreicht werden. 

Die Bundesregierung ist unverändert darum bemüht, dem mechanischen 
Minenräumen als bedeutendem Element im gesamten Minenräumsystem 
zu einem verstärkten Einsatz zu verhelfen. 

Sie unterstützt deshalb ein VN-Projekt in Mosambik zum Einsatz mecha- 
nischer Minenräumgeräte mit insgesamt 1 Million US-Dollar, um damit 
weitere Fortschritte beim mechanischen Minenräumen zu erreichen. 

Ebenso bleibt die Bundesregierung im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
bemüht, weitere Initiativen der deutschen Industrie auf dem Gebiet des 
mechanischen Minenräumens zu unterstützen. 


2. Abgeordneter 

Dr. Eberhard 
Brecht 


(SPD) 


Welche Artikel des Grundgesetzes bzw. der 
Charta der Vereinten Nationen begründen nach 
Auffassung der Bundesregierung hinreichend die 
Rechtmäßigkeit des von ihr angeordneten Einsat- 
zes der Bundeswehr vom 14. März 1997 zur Eva- 
kuierung deutscher (und anderer) Angehöriger 
aus Albanien, der ohne Zustimmung der albani- 
schen Regierung durchgeführt wurde? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 28. April 1997 


Der Evakuierungseinsatz deutscher Streitkräfte am 14. März 1997 erfolgte 
mit dem Einverständnis der albanischen Regierung. Die Frage geht daher 
von falschen Voraussetzungen aus. 

Der Einsatz war verfassungsrechtlich gemäß Artikel 87 a GG (hierzu: 
BVerfGE 90, 286 [355]) zulässig, da der Auftrag zur Verteidigung auch die 
Rettung von in Lebensgefahr befindlichen deutschen Staatsangehörigen 
nach Maßgabe des völkerrechtlich Zulässigen umfaßt. Wegen Gefahr 
im Verzüge war die Bundesregierung nach den durch das Bundesver- 
fassungsgericht vorgegebenen Kriterien berechtigt, den Einsatz ohne 
vorherige Zustimmung durch den Deutschen Bundestag zu vollziehen 
(BVerfGE 90,286 [388]). 


3. 


Abgeordneter 

Dr. Eberhard 
Brecht 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
vor dem Hintergrund des Einsatzes der Bundes- 
wehr in Albanien der vom Bundesverfassungs- 
gericht in seinem Urteil vom 12. Juli 1994 eröff- 
nete Weg eingeschlagen werden sollte, Form und 
Ausmaß parlamentarischer Mitwirkung gesetz- 
lich näher auszugestalten, und hält sie es für sinn- 
voll, daß dabei auch die rechtlichen Vorausset- 
zungen für den Einsatz von Streitkräften im Falle 
einer Nothilfe in angemessener Form näher gere- 
gelt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 28. April 1997 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß sich die Praxis der Befassung 
des Deutschen Bundestages aufgrund der vom Bundesverfassungsgericht 
vorgegebenen Kriterien bewährt hat. Es erscheint fraglich, ob es möglich 
ist, in einem Gesetz allgemeingültige Kriterien zu formulieren, die der 
Gesamtheit denkbarer Fallkonstellationen gerecht werden. 


4. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 


(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, wonach 
aufgrund des zur Deutsch-tschechischen Erklä- 
rung gehörenden Briefwechsels Staatsangehöri- 
gen der Bundesrepublik Deutschland Aufenthalt 
und Zugang zum Arbeitsmarkt auf dem Territo- 
rium der Tschechischen Republik bewilligt wor- 
den sind, und hat hierüber gemäß des gegenseiti- 
gen Briefwechsels die Tschechische Republik die 
Bundesrepublik Deutschland entsprechend un- 
terrichtet? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 29. April 1997 

Der Bundesregierung sind die konkreten Bewilligungen aufgrund des 
Briefwechsels zu Ziffer VI der Deutsch-tschechischen Erklärung über die 
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gegenseitigen Beziehungen und deren künftige Entwicklung nicht be- 
kannt. Der Briefwechsel zielt auf eine allgemeine Unterrichtung über die 
Kontakte zwischen den Bürgern beider Länder ab. Die Bundesregierung 
wird unter Berufung hierauf zu gegebener Zeit die durch die Erklärung in 
Gang gekommene Entwicklung mit der tschechischen Seite aufnehmen. 
Eine Verpflichtung zur Unterrichtung der jeweiligen Seite im Einzelfall 
ergibt sich aus dem Briefwechsel nicht. 


5. Abgeordnete 

Dr. Edith 
Niehuis 

(SPD) 


Unterstützt die Bundesregierung die Vorschläge 
zur Verankerung der Gleichstellung von Frauen 
und Männern im EG-Vertrag, vorgelegt vom iri- 
schen Vorsitz innerhalb eines „Allgemeinen Rah- 
mens für einen Entwurf zur Revision der Ver- 
träge" (CONF/2500/96) am 5. Dezember 1996, 
betreffend die Ergänzung des Artikels 2 EG-Ver- 
trag (Förderung der Gleichstellung von Frauen 
und Männern als Aufgabe der Gemeinschaft), die 
Ergänzung des Artikels 3 EG-Vertrag („Bei allen 
in diesem Artikel genannten Tätigkeiten ist die 
Gemeinschaft bemüht, Ungleichheiten zu besei- 
tigen und die Gleichstellung von Männern und 
Frauen zu fördern"), die Änderung des Arti- 
kels 119 Abs. 1 EG-Vertrag (gleiches Entgelt bei 
gleichwertiger Arbeit) sowie die Ergänzung des 
Artikels 119 EG-Vertrag (Maßnahmen der Ge- 
meinschaft zur Gewährleistung des Grundsatzes 
der Chancengleichheit in Arbeits- und Beschäf- 
tigungsfragen, Zulässigkeit positiver Frauenför- 
dermaßnahmen in Mitgliedstaaten) und die Ver- 
wendung einer geschlechtsneutralen Sprache, 
und, wenn nein, welche anderen bzw. weiter- 
gehenden Vorschläge hat sie in dieser Sache in 
die Beratungen der Regierungskonferenz einge- 
bracht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Hartmann 
vom 28. April 1997 

Die Bundesregierung unterstützt die Vorschläge der Präsidentschaft zur 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern, möchte aber zum Teil über 
diese hinausgehen bzw. hält textliche Anpassungen für wünschenswert. 

Zu den einzelnen Punkten mache ich folgende Bemerkungen: 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag der Präsidentschaft zu, in den 
Artikeln 2 und 3 EGV Aufgaben- und Zielbestimmungen betreffend die 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu verankern. Sie hält es 
aber zusätzlich für notwendig, auch in der übergreifenden Zielbestim- 
mung des Artikels B EUV die Gleichberechtigung festzuschreiben. Die 
Bundesregierung tritt dafür ein, daß sich der konkrete Text der genannten 
Bestimmungen an der entsprechenden Formulierung von Artikel 3 Abs. 2 
Satz 2 des Grundgesetzes orientiert („Förderung der tatsächlichen Durch- 
setzung der Gleichberechtigung"), wird sich aber anderen sachdienlichen 
Formulierungsvorschlägen nicht verschließen. 

Die Bundesregierung unterstützt die vorgeschlagene Klarstellung, daß 
Männer und Frauen gleiches Entgelt für gleiche oder gleichwertige Arbeit 
erhalten. 
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Die Bundesregierung setzt sich weiterhin dafür ein, daß Sozialabkommen, 
das bisher nur für 14 Mitgliedstaaten Gültigkeit besitzt, in den EG- Vertrag 
zu überführen. Dabei wäre auch Artikel 6 Abs. 3 des Sozialabkommens 
eingeschlossen. Damit würde im EG-Vertrag festgeschrieben, daß die 
Mitgliedstaaten nicht daran gehindert sind, zur Erleichterung der Berufs- 
tätigkeit der Frauen oder zur Verhinderung bzw. zum Ausgleich von 
Benachteiligungen in ihrer beruflichen Laufbahn spezifische Begünsti- 
gungen beizubehalten oder zu beschließen. Sofern die Einbeziehung des 
Sozialabkommens in den EG-Vertrag auf der Regierungskonferenz nicht 
gelingt, sollte zumindest der Inhalt von Artikel 6 Abs. 3 in den EG-Vertrag 
übernommen werden. Die Bundesregierung könnte die vom Vorsitz vor- 
geschlagene Ergänzung von Artikel 119 EGV ähnlichen Inhalts aber 
ebenfalls mittragen. 

Der Vorschlag, das gesamte Vertragswerk in allen EU-Sprachen im Hin- 
blick auf die Verwendung einer geschlechtsneutralen Sprache zu über- 
prüfen und ggf. zu überarbeiten, wurde von der Präsidentschaft inzwi- 
schen zurückgenommen, da er allgemein als kaum praktikabel ange- 
sehen wurde. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


6. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele ver- 
waltungsgerichtliche Verfahren von Bosniern 
wegen einer Abschiebungsandrohung seit dem 
1. Oktober 1996 bei Gericht anhängig sind, und 
wie hoch sind die Kosten für die entsprechenden 
Gerichtsverfahren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 25. April 1997 

Angaben hierzu sind der Bundesregierung nicht bekannt. Auch bei den 
Ländern wird keine entsprechende Statistik geführt. 


7. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung gesetzgeberischen 
Handlungsbedarf vor dem Hintergrund der Pra- 
xis der Regierung von Oberbayern bzw. der baye- 
rischen Verwaltungsgerichte, bosnischen Kriegs- 
flüchtlingen effektiven Rechtsschutz gegen eine 
sofort vollziehbare Abschiebungsandrohung zu 
verweigern, indem über Anträge nach § 80 Ab- 
satz 5 der VwGO (Verwaltungsgerichtsordnung) 
nicht entschieden wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 25. April 1997 

Die genannten Fragen fallen in die alleinige Zuständigkeit des Landes 
Bayern, soweit sie nicht Sache der unabhängigen Justiz sind. 
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Der Bund hat keine rechtlichen Möglichkeiten, hier Einfluß zu nehmen. 
Gesetzgeberischer Handlungsbedarf wird von der Bundesregierung inso- 
weit nicht gegeben. 


8. Abgeordnete 

Sabine 

Leutheusser- 

Schnarrenberger 

(F.D.P.) 


Welche zahlenmäßig zu belegenden Erfahrun- 
gen sind mit den erweiterten Kompetenzen des 
Bundesnachrichtendienstes nach dem Verbre- 
chensbekämpfungsgesetz gemacht worden, ins- 
besondere hinsichtlich der Überwachung von 
Auslandsgesprächen, und in welcher Anzahl 
wurden daraus gewonnene Erkenntnisse an die 
zuständigen Strafverfolgungsbehörden weiter- 
gegeben? 


9. Abgeordnete Auf welche Deliktsbereiche konzentrieren sie 

Sabine sich? 

Leutheusser- 

Schnarrenberger 

(F.D.P.) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Eckart Wertheb ach 
vom 3. April 1997 

Durch das Verbrechensbekämpfungsgesetz wurde Artikel 1 § 3 des Geset- 
zes zu Artikel 10 GG (G 10) neu gefaßt und inhaltlich erweitert. Danach ist 
der Bundesnachrichtendienst ermächtigt, internationale nicht leitungs- 
gebundene Fernmeldeverkehrsbeziehungen zu überwachen, sofern dies 
zur Sammlung von Nachrichten über bestimmte, gesetzlich festgelegte 
Gefahrensachverhalte erforderlich ist. 

Die Überwachung reiner Inlandsverkehre ist unzulässig. Die Fernmelde- 
verkehrsbeziehungen umfassen den Telex-, Fax- und Fernsprechverkehr, 
wobei aus technischen Gründen der Fernsprechverkehr nur in wenigen 
ausgewählten Fällen einbezogen werden kann. 

Bisher bestehen Beschränkungsanordnungen für folgende Gefahren- 
(Delikts-)bereiche: 

1. Gefahr der Begehung internationaler terroristischer Anschläge in der 
Bundesrepublik Deutschland (Artikel 1 § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 G 10) 

2. Gefahr der internationalen Verbreitung von Kriegswaffen sowie des 
unerlaubten Außenwirtschaftsverkehrs in Fällen von erheblicher 
Bedeutung (Artikel 1 § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 G 10) 

3. Gefahr der unbefugten Verbringung von Betäubungsmitteln in nicht 
geringer Menge aus dem Ausland in die Bundesrepublik Deutschland 
(Artikel 1 § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 G 10). 

Zu den einzelnen o. g. Gefahren(Delikts-)bereichen sind folgende zahlen- 
mäßige Erfahrungen zu nennen: 

Zu 1. (Terrorismus) 

Von April 1996 bis Dezember 1996 wurden 40 Meldungen als relevant 
erkannt. Eine Weiterleitung der Erkenntnisse an die in Artikel 1 § 3 
Abs. 5 G 10 genannten Behörden ist nicht erfolgt, da die hierfür vom 
Bundesverfassungsgericht in der einstweiligen Anordnung vom 5. Juli 
1995 festgelegte Verdachtsschwelle nicht erreicht wurde. 
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Zu 2. (Proliferation) 

Von März (für den Bereich konventioneller Waffen: von Mai) 1996 bis 
Dezember 1996 wurden 1000 Meldungen als relevant erkannt. Der 
Bundesnachrichtendienst konnte aus ihnen wichtige Hinweise zu den 
Beschaffungsstrukturen der internationalen Proliferation gewinnen. 
Sechs Meldungen wurden an Strafverfolgungsbehörden übermittelt. 

Zu 3. (Betäubungsmittel) 

Von September 1996 bis Dezember 1996 wurden 134 Meldungen als rele- 
vant erkannt. Eine Weiterleitung der Erkenntnisse an die in Artikel 1 § 3 
Abs. 5 G 10 genannten Behörden ist nicht erfolgt, da die hierfür vom Bun- 
desverfassungsgericht in der einstweiligen Anordnung vom 5. Juli 1995 
festgelegte Verdachtsschwelle nicht erreicht wurde. 

Die geringe Zahl der bisher den Justiz- und Sicherheitsbehörden gemäß 
Artikel 1 § 3 Abs. 5 G 10 übermittelten Meldungen hängt damit zusam- 
men, daß die erfaßbaren Fernmeldeverkehre nur relativ selten so konkret 
und substantiiert sind, daß sich aus ihnen unmittelbar ein Tatverdacht 
bezüglich einer der in Artikel 1 § 3 Abs. 3 G 10 genannten Katalogtaten 
ableiten läßt. Die einstweilige Anordnung des Bundesverfassungsgerichts 
vom 5. Juli 1995, die die Übermittlungsschwelle höher gelegt hat als dies 
im Gesetzestext vorgesehen ist, ist zu beachten. 

Es wäre dennoch nicht angebracht, wegen der geringen Zahl der übermit- 
telten Meldungen den Sinn der Kontrollmaßnahmen in Frage zu stellen. 
Insbesondere zur Proliferation erbrachten die Maßnahmen neue Lage- 
erkenntnisse und befähigten den Bundenachrichtendienst zu wichtigen 
Aussagen bezüglich dieses Gefahrenbereiches. 


10. Abgeordneter 

Kurt 

Neumann 

(Berlin) 

(fraktionslos) 


Ist die Bundesregierung bereit, ihre Praxis hin- 
sichtlich der Einbürgerung von iranischen Staats- 
bürgern im Lichte der Erkenntnisse zu überden- 
ken und zu ändern, die sich aus dem Ergebnis des 
sog, Mykonos-Prozesses in Berlin ergeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 25. April 1997 

Die Bundesregierung sieht keinen Zusammenhang zwischen der Einbür- 
gerung iranischer Staatsangehöriger und dem Ergebnis des „Mykonos- 
Prozesses". Die Praxis berücksichtigt im Rahmen der höchstrichterlich 
festgestellten Rechtslage die besonderen Umstände jedes Einzelfalles. Es 
gibt derzeit auch keine Anhaltspunkte, daß sich die Entscheidung auf die 
Verfahrenspraxis zur Entlassung aus der iranischen Staatsangehörigkeit 
aus wirken wird. 


11. Abgeordnete 

Dr. Edith 
Niehuis 

(SPD) 


Wie bewertet es die Bundesregierung, daß wäh- 
rend des Krieges im ehemaligen Jugoslawien 
vergewaltigten, schwer traumatisierten Frauen 
die Abschiebung aus der Bundesrepublik 
Deutschland droht, selbst wenn diese bereit sind, 
vor dem Kriegsverbrecher-Tribunal in Den Haag 
als Zeuginnen auszusagen (Süddeutsche Zeitung 
V. 15. April 1997)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 25. April 1997 

Die Beschlüsse der Innenministerkonferenz vom 26. Januar 1996 und 
25. März 1997, die unverändert Grundlage für die in Phasen gestaffelte 
Rückführung der Bürgerkriegsflüchtlinge aus Bosnien-Herzegowina sind, 
enthalten bei der Entscheidung über den Zeitpunkt der Rückkehr bereits 
eine gewisse Individualisierung. 

Traumatisierte Personen, die deswegen mindestens seit dem 16. Dezem- 
ber 1995 in ständiger ärztlicher Behandlung stehen, sollen zuletzt zurück- 
geführt werden, soweit die Behandlung nicht abgeschlossen ist. 

Einzelne besonders gelagerte Fallgruppen sind bis auf weiteres von der 
Rückführung ausgenommen. Dazu gehören Personen, die als Zeugen vor 
dem Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag im Rahmen eines 
Kriegsverbrecherprozesses geladen werden und bereit sind, dort auszu- 


Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, 
daß im Falle insbesondere durch Vergewaltigung 
während des Krieges traumatisierter Frauen aus 
dem ehemaligen Jugoslaien und angesichts der 
bei Abschiebung zu erwartenden erneuten psy- 
chischen Schädigungen dringende humanitäre 
Gründe vorliegen, die die Erteilung einer Auf- 
enthaltsbefugnis nach § 30 Abs. 2 des Ausländer- 
gesetzes ermöglichen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 25. April 1997 

Die Entscheidung, ob im Einzelfall die Voraussetzungen des § 30 Abs. 2 
AuslG erfüllt sind, fällt aufgrund der verfassungsgemäßen Kompetenzver- 
teilung in die alleinige Zuständigkeit der Länder. 


sagen. 


12. Abgeordnete 

Dr. Edith 
Niehuis 

(SPD) 


13. Abgeordnete 

Dr. Edith 
Niehuis 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, bei Aufenthaltsverfahren der besonderen 
Problematik weiblicher Kriegsflüchtlinge, die 
sexuelle Gewalt erlitten haben, gerecht zu 
werden, etwa durch spezielle Frauen-Härtefall- 
kommissionen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 25. April 1997 

Auf die Beantwortung zu Frage 1 1 wird verwiesen. 

Spezielle Frauen-Härtefallkommissionen sind nach dem Ausländergesetz 
nicht vorgesehen. 


14. Abgeordneter 

Dr. Friedbert 
Pflüger 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein Groß- 
teil der Original-Bachnoten, die zu 80% in der 
Staatsbibliothek Berlin archiviert sind, durch 
„Tintenfraßschaden" höchst gefährdet ist, damit 
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unersetzliches Weltkulturerbe vor der Zerstö- 
rung steht und daß notwendige Erhaltungs- und 
Restaurationsarbeiten am Fehlen finanzieller 
Mittel scheitern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 3. April 1997 

Es trifft zu, daß ein großer Teil der Autographen von J. S. Bach im Bestand 
der Musikabteilung der Staatsbibliothek zu Berlin - Preußischer Kultur- 
besitz -in hohem Maße durch sog. Tintenfraß geschädigt und dadurch von 
Zerstörung bedroht ist. 

Das größte Problem besteht zur Zeit im Fehlen einer geeigneten und gesi- 
cherten Methode zur Begrenzung dieser Schäden und dauerhaften Siche- 
rung der Originale. An der Entwicklung solcher Methoden ist auch die 
Restaurierungswerkstatt der Staatsbibliothek beteiligt. 


15. Abgeordneter 

Dr. Friedbert 
Pflüger 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, zum Erhalt dieser 
einzigartigen Handschriften dadurch beizutra- 
gen, indem sie die dringendst notwendigen 
Erhaltungsmaßnahmen bzw. Restaurierungen 
finanziell unterstützt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 3. April 1997 

Sobald Klarheit über eine geeignete Restaurierungsmethode und über 
den Finanzbedarf für die Bestandserhaltung einschließlich der Restaurie- 
rung besteht, werden die Bundesregierung und die Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz über die Bereitstellung notwendiger Mittel entscheiden. 


16. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Steht die Bundesregierung unverändert zu den 
Beschlüssen der Föderalismuskommission (Ver- 
lagerung von Bundeseinrichtungen in die neuen 
Länder) vom 18. März 1992, einschließlich des 
Teilbeschlusses, neue Bundeseinrichtungen und 
-institutionen grundsätzlich in den neuen Län- 
dern einzurichten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 2. April 1997 

Die Bundesregierung hat ihren festen Willen zur Stärkung des Föderalis- 
mus in Deutschland unter Beweis gestellt, indem sie zeitgerecht die 
wesentlichen Schritte zur Umsetzung der Beschlußempfehlungen der 
Unabhängigen Föderalismuskommission über die Verlagerung von Bun- 
desinstitutionen in die neuen Länder getan hat. Die Bundesregierung 
steht zu Abschnitt II Nr. 1 der Beschlußempfehlungen der Unabhängigen 
Föderalismuskommission, wonach neue Bundeseinrichtungen und -insti- 
tutionen grundsätzlich in den neuen Ländern anzusiedeln sind. 
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17. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Wie steht die Bundesregierung zu geplanten 
Schließungen von Zweigstellen verschiedener 
Bundeseinrichtungen in den neuen Ländern (z. B. 
Institut für Angewandte Geodäsie [IfAG] Leip- 
zig), und sieht sie eine solche Schließung im 
Widerspruch zur Intention der Beschlußempfeh- 
lung der Föderalismuskommission? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr, Horst Waffenschmidt 
vom 2, April 1997 


Die Außenstelle Leipzig des Instituts für Angewandte Geodäsie (IfAG) 
resultiert aus einem Teil des ehemaligen VEB Kombinats Geodäsie und 
Kartographie. Kraft Organisationserlaß wurde gemäß Artikel 13 Abs. 2 des 
Einigungsvertrages das Forschungszentrum des Amtes für Vermessungs- 
und Kartenwesen Leipzig und der Kartographische Dienst in das Institut 
für Angewandte Geodäsie in Frankfurt a. M., Dienstort Leipzig, überführt. 

Das Bundeskabinett hat am 7, Februar 1996 u. a. beschlossen, die Auf- 
gabenstelluijg des IfAG mit dem Ziel zu überprüfen, es in seiner jetzigen 
Form aufzulösen bzw. seine Aufgaben soweit wie möglich auf andere 
Institutionen zu übertragen. Im Rahmen dieser Prüfung wird u. a. auch die 
Konzentration der Aufgaben an einem Ort geprüft. Durch Auflösung der 
Außenstellen können die Effizienz der Aufgabenerledigung nachhaltig 
verbessert und insbesondere die Kosten der Infrastruktur gesenkt werden. 

Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 18 verwiesen. 


18. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung bei 
ihren Beschlüssen der Tatsache bei, daß die 
Bundeseinrichtungen in den neuen Ländern auf 
absehbare Zeit auf Grund der Tarifverträge 
geringere Lohnkosten verursachen als in den 
alten Ländern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 2. April 1997 


In der Regierungserklärung für die 13. Legislaturperiode vom 23. Novem- 
ber 1994 hat die Bundesregierung ihren Willen zum Ausdruck gebracht, 
die Verwaltung zu straffen und die Zahl der Bundesbehörden durch Strei- 
chung oder Zusammenfassung von Aufgaben zu verkleinern. Da der 
Standort einer neu einzurichtenden Behörde in der Regel auf Dauer fest- 
gelegt wird, spielt das gegenwärtig noch niedrigere Lohnniveau im Tarif - 
gebiet Ost eine untergeordnete Rolle. 


19. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Prüft die Bundesregierung im konkreten Fall des 
Instituts für Angewandte Geodäsie die Schlie- 
ßung der Bundeseinrichtung in Frankfurt zugun- 
sten der Außenstelle in Leipzig, in der 30% der 
Beschäftigten zu geringeren Personalkosten tätig 
sind? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 2. April 1997 

Siehe Antwort zu Frage 17. 

Der Prüfbericht wird dem Bundeskabinett in Kürze vorgelegt. 


Welche konkreten Daten bezüglich des Investi- 
tionsbedarfs des Bundesgrenzschutzstandortes 
Bad Hersfeld bilden u. a. für die Neustrukturie- 
rung die Entscheidungsgrundlage (gefragt wird 
hier nach dem korrigierten Zahlenmaterial, nicht 
nach der Gewichtung)? 


Welche Anbindungen an den überörtlichen Fern- 
verkehr (Schiene, Autobahn, Bundesstraße) wer- 
den der BGS-Dienststelle Bad Hersfeld zugeord- 
net und als Kriterien in den Entscheidungsprozeß 
bezüglich einer künftigen Standort-Konzeption 
einfließen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 3. April 1997 

Im Zuge des BGS-Entscheidungskonzeptes hat das Bundesministerium 
des Innern eine Erhebung über „Standortrelevante Kriterien für die Aus- 
wahl von Liegenschaften künftiger Einsatzverbände sowie Aus- und Fort- 
bildungseinrichtungen des BGS" durchgeführt, die unmittelbar vor ihrem 
Abschluß steht. Alle Daten und Fakten, die Bedeutung für die Auswahl 
von Standorten haben können, werden darin berücksichtigt. 

BGS-spezifische Kriterien wie Aufgabennähe, Verkehrsanbindung und 
sachgerechte Zuordnung zu Schwerpunktbereichen stehen dabei im Vor- 
dergrund. Darüber hinaus werden aber auch fiskalische sowie arbeits- 
markt- und strukturpolitische Erwägungen in die Betrachtung einbe- 
zogen. 

Länder, Kommunen und Mandatsträger aus Wahlkreisen mit BGS-Stand- 
orten werden an dem Entscheidungsprozeß beteiligt, indem ihnen das 
Ergebnis dieser Erhebung in Kürze übermittelt wird. Sie erhalten damit 
Gelegenheit, weitere Informationen und Ergänzungen beizutragen. 

In den Unterlagen befinden sich u, a. auch Daten und Fakten über den 
BGS -Standort Bad Hersfeld. 


20. Abgeordneter 

Berthold 

Wittich 

(SPD) 


21. Abgeordneter 

Berthold 

Wittich 

(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


22. Abgeordneter 

Benno 

Zierer 

(CDU/CSU) 


Kommen nach Auffassung der Bundesregierung 
Banken und Sparkassen ihren Verpflichtungen 
aus dem die Preisgestaltung bei Girokonten 
betreffenden Urteil des Bundesgerichtshofs vom 
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7. Mai 1996 (AZ: XI ZR 217/95) nach, wenn sie die 
nach dem Urteil erforderlichen fünf Freiposten für 
monatliche Buchungen allein auf Barabhebun- 
gen an der Kasse beschränken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 29. April 1997 


Ein- und Auszahlungen auf ein Girokonto tragen nach der Rechtspre- 
chung auch im Rahmen eines Girovertrages wesentliche Züge von Hand- 
lungen zur Begründung oder Erfüllung einer Verwahrungsvereinbarung, 
für die das gesetzliche Leitbild kein Entgelt vorsieht. Nach der Rechtspre- 
chung des BGH sind daher Gebührenregelungen für ein Privatgirokonto, 
die nicht mindestens fünf Ein- und Auszahlungen pro Monat gebührenfrei 
stellen, nach § 9 AGB-Gesetz unwirksam, da sie den Kunden in Abwei- 
chung von den Grundgedanken der gesetzlichen Regelung unangemes- 
sen benachteiligen. Die Banken sind durch gesetzliche Vorschriften nicht 
gehindert, für andere Geschäftsvorfälle als Ein- und Auszahlungen beson- 
dere Vergütungen zu verlangen. Insbesondere liegt in der zur Verfügung- 
stellung von Geldautomaten eine Sonderleistung, für deren Entgeltlich- 
keit keine besonderen gesetzlichen Vorschriften bestehen. 


23. Abgeordneter 

Benno 

Zierer 

(CDU/GSU) 


Sind nach Auffassung der Bundesregierung Ban- 
ken und Sparkassen zur Erfüllung ihrer Pflichten 
aus dem genannten Urteil des Bundesgerichts- 
hofs zur Überprüfung verpflichtet, ob seit Beginn 
der Kontobeziehung Buchungsposten ohne Frei- 
postenregelung und ohne ausdrückliche Kosten- 
freistellung für Bareinzahlungen und -auszahlun- 
gen am Schalter berechnet worden sind, und wel- 
che verbraucherpolitischen Maßnahmen zum 
Schutz der Kunden sieht die Bundesregierung 
vor, damit die Kunden durch die Banken und 
Sparkassen im Wege der Zahlung einer Pau- 
schale entschädigt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 29. April 1997 


Der Rückzahlungsanspruch der Bankkunden unterliegt als zivilrecht- 
licher Rückabwicklungsanspruch den allgemeinen Regeln der Beweislast, 
wonach jede Partei die Tatsachen vortragen und beweisen muß, auf die sie 
ihren Anspruch stützt. Der Kunde muß also die von ihm getätigten Ein- 
und Auszahlungen nachweisen, sofern sich die Rückzahlungsansprüche 
nicht - was naheliegend erscheint - durch eine kosten- und zeitsparende 
pauschale Abwicklung erledigen lassen. Eine hiervon abweichende 
Regelung erscheint nicht gerechtfertigt. Der Girovertrag unterscheidet 
sich in dieser Hinsicht nämlich nicht von anderen Massenschuldverhält- 
nissen. Nach Auffassung der Bundesregierung wird der Schutz der Ver- 
braucher in erster Linie durch eine Überprüfung der Klauseln in Allgemei- 
nen Geschäftsbedingungen ausreichend gewährleistet. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


24. Abgeordnete 

Iris 

Follak 

(SPD) 


In welchem Rahmen bzw. Umfang wird das vom 
Kabinett verabschiedete „Konzept zur Verstär- 
kung öffentlicher und privater Investitionen" zur 
Unterstützung des Aufbaus der Infrastruktur in 
Sachsen - hier besonders im Erzgebirge - einge- 
setzt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 24. April 1997 

Im Rahmen des „Konzeptes zur Verstetigung beschäftigungsfördernder 
Investitionen", das am 18. März 1997 von der Bundesregierung beschlos- 
sen wurde, stellen die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) und die Deut- 
sche Ausgleichsbank (DtA) zur Finanzierung von Investitionen in die 
Infrastruktur in den alten Ländern, die Wohnungswirtschaft und in mittel- 
ständischen Unternehmen sowie zur Förderung der Wagniskapitalaus- 
stattung für kleine und mittlere Unternehmen insgesamt ein Volumen von 
20 Mrd. DM bereit. 

Bereits im Februar 1997 wurde jedoch im KfW-Infrastrukturprogramm für 
die neuen Länder ein Plafond mit günstigen Sonderkonditionen von 
2 Mrd. DM eingerichtet, der dann um weitere 1 Mrd. DM also auf insge- 
samt 3 Mrd. DM erhöht wurde. Die Zinssätze für diese Kredite betragen 
derzeit 

a) bei fünfjähriger Zinsbindung: 3,15% p. a. 

b) bei zehnjähriger Zinsbindung: 4,15% p. a. 


Die Sonderkontingente des KfW-Infrastrukturprogramms für die neuen 
Länder wurden bisher (18. März bis 15. April 1997) wie folgt beansprucht: 



Anzahl 

Zusage- 

volumen 

inTDM 

Investitions- 

volumen 

inTDM 

neue Bundesländer 

24 

57 417 

190 969 

darunter Sachsen 

4 

2 645 

29 851 

darunter Erzgebirge 

2 

585 

5 981 


Im Gebiet „Erzgebirge" (Landkreise Freiberg, Mittlerer Erzgebirgskreis, 
Annaberg, Aue-Schwarzenberg, Stollberg und Vogtlandkreis) erfolgte 
eine Inanspruchnahme des KfW-Infrastrukturprogramms nur im Mittleren 
Erzgebirgskreis. 


25. Abgeordneter 

Hans- Joachim 
Hacker 

(SPD) 


Nach welchen Vorschriften oder Grundsätzen 
richtet sich die Ermittlung des Verkehrs wertes 
eines Mauergrundstückes, das der Bund für drin- 
gende eigene öffentliche Zwecke verwenden 
oder im öffentlichen Interesse an Dritte veräußern 
will (§ 3 Abs. 1 Mauergrundstücksgesetz), und ist 
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insbesondere bei der Ermittlung des Verkehrs- 
wertes die Nutzungsart des Grundstückes (z. B. 
Bauland) zum Zeitpunkt der Enteignung durch 
die DDR-Behörden maßgeblich oder die nach 
1990 vorgenommene Umwidmung der Nut- 
zungsart des Grundstücks durch die Baupla- 
nungsbehörde (z. B. Ödland für Zwecke des Stra- 
ßenbaus)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 28. April 1997 


Berechtigte nach dem Mauergrundstücksgesetz, die ihre früheren, jetzt 
bundeseigenen ehemaligen Mauer- und Grenzgrundstücke wegen eines 
dringenden öffentlichen Eigenbedarfs des Bundes bzw. wegen einer 
beabsichtigten Veräußerung an einen Dritten im öffentlichen Interesse 
nicht zurückerwerben können, haben nach § 3 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes 
einen Anspruch gegen den Bund auf Zahlung von 75% des Verkehrswer- 
tes des Grundstücks zum Zeitpunkt des den Rückerwerbsantrag ableh- 
nenden Bescheides. 

Für die Ermittlung des Verkehrswertes im Sinne des Mauergrundstücks- 
gesetzes ist von dem in § 194 Baugesetzbuch (BauGB) definierten Ver- 
kehrs wertbegriff auszugehen: Bei der Wertfindung der vorgenannten 
Grundstücke gemäß den allgemein geltenden Wertermittlungsbestim- 
mungen des Bundes ist auf den Zustand und die Qualität (bauliche oder 
sonstige Verwendbarkeit) der vom zuständigen Planungsträger durch 
Bebauungsplan/Flächennutzungsplan rechtsverbindlich festgelegten 
Nutzung eines Grundstücks oder auf die sich unmittelbar aus dem Bau- 
gesetzbuch (z. B. § 34 BauGB) einschließlich der nach § 246 a Abs. 5 
BauGB sich aus übergeleitetem Recht ergebenden Nutzungsmöglich- 
keiten zum Zeitpunkt des Bescheiderlasses abzustellen. 

Die bei der Inanspruchnahme eines Grundstücks für Grenzsicherungs- 
zwecke mögliche oder vorhandene Nutzung bleibt bei der Ermittlung des 
Verkehrswertes ebenso außer Betracht wie die zu DDR-Zeiten festgelegte 
und tatsächliche Nutzung als Grenzstreifen. Über das Vorliegen der ent- 
sprechenden Qualitätsmerkmale ist im Einzelfall von den zuständigen 
Behörden im Rahmen der Verkehrswertermittlung zu entscheiden. 

Der Verkehrswert und die dem Berechtigten nach dem Mauergrund- 
stücksgesetz zustehende Geldentschädigung ist daher in allen Fällen auf 
der Grundlage der gegenwärtig rechtsverbindlich festgelegten Nutzungs- 
möglichkeiten zu ermitteln. Dies kann im Einzelfall durchaus auch dazu 
führen, daß ein seinerzeit mit einem Einfamilienhaus bebautes, für Grenz- 
sicherungszwecke in Anspruch genommenes Grundstück nach der der- 
zeit vom Planungsträger festgelegten Ausweisung lediglich Straßenland 
darstellt und der Berechtigte nach dem Mauergrundstücksgesetz somit 
lediglich eine auf der Grundlage von Straßenland zu ermittelnde Geldent- 
schädigung erhält. Auf der anderen Seite kommen den Berechtigten Wert- 
erhöhungen zugute, die durch rechtsverbindliche Entscheidungen der 
Planungsträger zwischenzeitlich eingetreten sind. So werden Grund- 
stücke in den Fällen, in denen zu DDR-Zeiten z. B. Brachlandflächen in 
Anspruch genommen worden sind, die im Zeitpunkt der Bescheidertei- 
lung nach dem Mauergrundstücksgesetz jedoch als höherwertiges Bau- 
land ausgewiesen sind, auf der Grundlage des sich daraus ergebenden 
(höheren) Verkehrswertes entschädigt. 
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26. Abgeordneter 

Bartholomäus 

Kalb 

(CDU/CSU) 


Wie hoch waren die jeweiligen Investitionsquo- 
ten des Bundeshaushaltes in den Jahren 1970, 
1975, 1980, 1982, 1985 und in den Jahren von 
1990 bis 1996 (jeweils Haushaltssoll und Ist- 
Ergebnisse)? 


27. Abgeordneter 

Bartholomäus 

Kalb 

(CDU/CSU) 


Wie hoch war in den o. g. Jahren der Anteil für 
militärische Beschaffungen, gemessen an der 
Höhe des Verteidigungsetats und am Gesamt- 
haushalt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 29. April 1997 


Quoten bei Investitionen^) und Militärischen Beschaffungen^) 

-in%- 





% -Anteil der Milit. Beschaffungen am 

Jahr 

Investitionsquote 

vom 

Verteidigungsetat 

Gesamthaushalt 


Soll 

Ist 

Soll 

Ist 

Soll 

Ist 

1970 

14,47 

15,02 

39,76 

' 37,32 

8,16 

8,55 

1975 

16,30 

15,52 

35,63 

36,45 

6,90 

7,15 

1980 

15,25 

14,78 

39,81 

39,07 

7,22 

7,12 

1982 

13,30 

13,14 

42,21 

41,93 

7,55 

7,60 

1985 

13,60 

13,09 

42,65 

41,82 

8,06 

7,94 

1990^) 

11,62 

11,82 

42,42 

42,06 

5,71 

5,91 

1991 

16,08 

15,29 

38,30 

36,19 

4,90 

4,83 

1992 

16,13 : 

15,39 

35,22 

33,24 

4,32 

4,11 

1993 

14,81 

14,22 

34,07 

31,82 

3,71 

3,45 

1994 

13,39 

13,05 

31,38 

30,25 

3,17 

3,03 

1995 

15,15 

14,48 

32,67 

29,25 

3,07 

3,00 

1996 

14,69 

13,19 

31,81 

29,72 

3,40 

3,08 


^) Ausgaben der Hauptgruppen 7 (Baumaßnahmen) und 8 (Sonstige Ausgaben für 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen), 

^) Ausgaben der Obergruppe 55 (Militärische Beschaffungen, Materialerhaltung, 
Wehrforschung, wehrtechnische und sonstige militärische Entwicklung und 
Erprobung sowie militärische Anlagen), 

'^) einschl. übergeleitetem Haushalt der ehern, DDR für das zweite Halbjahr 1990 


28. Abgeordneter 

Detlev 
von Larcher 

(SPD) 


Welche von den Ländern, die einen höheren 
Mehrwertsteuersatz haben (vgl. Drucksache 
13/6056, S. 16), bezahlen direkt oder indirekt aus 
diesem Aufkommen Leistungen, die in der Bun- 
desrepublik Deutschland von der gesetzlichen 
Sozialversicherung gezahlt werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 24. April 1997 


Einen höheren Mehrwertsteuersatz als Deutschland haben in der EU alle 
anderen Staaten bis auf Luxemburg (15%). Von den OECD-Staaten 
außerhalb der EU mit einem Mehrwertsteuersystem haben höhere Sätze: 
Island (24,5%) und Norwegen (23%). 

Es lassen sich keine zuverlässigen Aussagen darüber machen, ob und in 
welcher Höhe Länder mit einem höheren Mehrwertsteuersatz aus diesem 
höheren Aufkommen Leistungen finanzieren, die in der Bundesrepublik 
Deutschland aus der gesetzlichen Sozialversicherung gezahlt werden. Die 
einzelnen Sozialversicherungssysteme und ihre Finanzierung sind ohne- 
hin derart unterschiedlich, daß sich Parallelen zum deutschen System viel- 
fach nicht oder nur mit Schwierigkeiten ziehen lassen. Generell leisten 
alle Staaten in unterschiedlichem Ausmaß aus allgemeinen Haushaltsmit- 
teln - und damit aus dem Steueraufkommen - Zuschüsse zur Sozialver- 
sicherung oder finanzieren direkt bestimmte Sozialleistungen. Ein Zusam- 
menhang mit der Höhe des Mehrwertsteuersatzes läßt sich daraus jedoch 
nicht ableiten. 


29. Abgeordneter 

Christoph 

Matschie 

(SPD) 


Wie hoch ist der durch das Bundesforstamt Mühl- 
hausen ausgewiesene aktuelle Nettogewinn pro 
ha Forstbetriebsfläche aus der forstwirtschaft- 
lichen Bewirtschaftung des ehemaligen Truppen- 
übungsplatzes Weberstedt/Thüringen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 25. April 1997 

Das Bundesforstamt Mühlhausen wird aus den Wäldern des ehemaligen 
Truppenübungsplatzes Weberstedt im laufenden Forstwirtschaftsjahr 
einen Nettogewinn von voraussichtlich 33 DM pro ha unter Berücksichti- 
gung der Verwaltungskosten erwirtschaften. 

Das relativ geringe Wirtschaftsergebnis erklärt sich aus der fortlaufenden 
militärischen Nutzung bis zum 31. Dezember 1995, der die forstliche 
Bewirtschaftung der Liegenschaft unterlag. Erst danach konnte durch 
stufenweise Umstellung im Bewirtschaftungskonzept (z. B. Verlagerung 
von Betriebsarbeiten auf externe Lohnunternehmungen) der Betriebsauf- 
wand gesenkt werden. 

Nachdem der Freistaat Thüringen nur die ehemalige WGT-Liegenschaft 
Kindel, nicht aber das flächengebundene Personal übernommen hatte, 
waren diese Waldarbeiter als kostenwirksame Überkapazität in der Lie- 
genschaft Weberstedt einzusetzen. 

Darüber hinaus mußten Erschließungsmaßnahmen durchgeführt werden, 
um bisher unzugängliche Liegenschaftsteile erreichbar zu machen. 


30. Abgeordneter 

Dr. Andreas 
Schockenhoff 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung die Gründe von Haft- 
pflichtversicherern bekannt, den Angehörigen 
von ständig in Heimen lebenden Behinderten die 
Haftpflichtversicherung ihrer behinderten Ange- 
hörigen für die Zeit von Familienaufenthalten zu 
verweigern? 
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31. Abgeordneter 

Dr. Andreas 
Schockenhoff 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, auf 
Haftpflichtversicherer einzuwirken, daß diese 
ständig in Betreuungseinrichtungen lebenden 
geistig Behinderten künftig Versicherungsschutz 
gewähren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 2. April 1997 


Für geistig Behinderte ist ein Haftpflichtversicherungsschutz regelmäßig 
nicht notwendig. Ausschließlich körperlich Behinderte erhalten jederzeit 
Haftpflichtversicherungsschutz. 


Bei geistig behinderten minderjährigen Kindern, die während eines 
Familienaufenthaltes einem Dritten einen Schaden zufügen, besteht im 
Rahmen der üblichen Privathaftpflichtversicherung der Eltern Versiche- 
rungsschutz. Dies gilt nicht bei volljährigen geistig Behinderten. Für sie ist 
eine Haftpflichtversicherung nicht erforderlich, da gegen geistig Behin- 
derte kein zivilrechtlicher Anspruch besteht. Diese Personengruppe ist 
nicht in der Lage, einem Dritten schuldhaft einen Schaden zuzufügen. 
Eine Person, die in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden 
Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit einem anderen einen 
Schaden zufügt, ist für diesen Schaden nicht verantwortlich (§ 827 BGB). 


Die Notwendigkeit eines Versicherungsschutzes besteht bei volljährigen 
geistig Behinderten regelmäßig nur für die aufsichtspflichtigen Eltern 
oder Angehörigen, in deren Obhut sich Behinderte bei ihrem Aufenthalt 
außerhalb der Behinderteneinrichtung befinden. Denn nur diese sind 
gemäß § 832 wegen Verletzung der Auf sichtspflicht eventuellen Schaden- 
ersatzansprüchen aus den Handlungen ihrer Schützlinge ausgesetzt. Ob 
die Versicherer zu einer entsprechenden Erweiterung der Haftpflichtver- 
sicherung der Aufsichtspflichtigen bereit sind, ist nicht bekannt. Aller- 
dings werden Haftpflichtversicherer nach den Erfahrungen des Bundes- 
aufsichtsamtes für das Versicherungswesen entsprechende Anträge aber 
nicht ablehnen. 


Wie vorstehend dargelegt, bedürfen geistig Behinderte nicht des Ver- 
sicherungsschutzes durch eine Haftpflichtversicherung. Sofern Sie für 
eine Verbesserung des Schutzes der Geschädigten Dritten plädieren, die 
durch Behinderte einen Schaden erlitten haben, so weise ich darauf hin, 
daß eine Erweiterung des Versicherungsschutzes über die Normen des 
Haftungsrechts, insbesondere der §§ 823 ff. BGB hinaus auch für solche 
Schäden, die aus einer nicht schuldhaften Handlung des Schädigers ent- 
standen sind, den Rahmen einer Haftpflichtversicherung sprengt und von 
den Versicherern nicht erzwungen werden kann. 


Die Tatsache, daß durch geistig Behinderte verursachte Schäden durch 
die geschädigten Dritten selbst getragen werden müssen, ist Teil des all- 
gemeinen Lebensrisikos und muß ggf. durch eigene Versicherungen auf- 
gefangen werden. 


16 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7582 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


32. Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Aufgrund welcher Verhandlungen und Tat- 
sachen ist der Bundesregierung bekannt, daß 
eine weitere Aussetzung der Erhebung der 
Gewerbekapitalsteuer in den neuen Ländern, 
ohne gleichzeitige Abschaffung dieser Steuern in 
ganz Deutschland, von der EU- Kommission nicht 
toleriert werden würde (vgl. Frage 26 in Druck- 
sache 13/7346)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Heinrich Leonhard Kolb 
vom 28. April 1997 

Als der zuständige Wettbewerbskommissar Van Miert die Bundesregie- 
rung zur förmlichen Notifizierung der Aussetzung der Gewerbekapital- 
steuer in den neuen Bundesländern drängte, geschah dies vor dem Hinter- 
grund, daß die Europäische Kommission sich nicht mehr zu einer weiteren 
Tolerierung der Nichterhebung der Gewerbekapitalsteuer in den neuen 
Bundesländern in der Lage sah. 


33. Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Wie soll das EU-Mitgliedsland Deutschland die 
Pflicht erfüllen, bei der weiteren gesetzlichen 
Aussetzung der Erhebung der Gewerbekapital- 
steuer in den neuen Ländern die Beihilfeprü- 
fung der EU-Kommission abzuwerten und die ge- 
plante Beihilfe nicht zu gewähren (vgl. Frage 26 
in Drucksache 13/7346), wenn das der Beihilfe- 
überprüfung der EU-Kommission unterliegende 
Gesetz in der Bundesrepublik Deutschland 
beschlossen wird, aber nicht in Kraft treten darf, 
weil die EU-Kommissionsgenehmigung noch 
nicht vorliegt, oder muß nach Artikel 82 Abs. 1 
Satz 1 des Grundgesetzes im, Rahmen der dor- 
tigen Prüfung der Verfassungsmäßigkeit des 
Zustandekommens des Gesetzes die Ausfer- 
tigung und Verkündung des Gesetzes deshalb 
verhindert werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Heinrich Leonhard Kolb 
vom 28. April 1997 

Es entspricht einer etablierten Übung, bei Nichtvorliegen einer beihilfe- 
rechtlichen Genehmigung das nationale Gesetz mit einem sog. „EG- Vor- 
behalt" in Kraft treten zu lassen. 


34. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


In welcher Weise hat die Bundesregierung an 
den Steuervergünstigungen für Unternehmen 
in internationalen Finanzdienstleistungszentren, 
die von der EU-Kommission genehmigt worden 
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sind, mitgewirkt, oder hat die EU-Kommission 
diese ohne Anhörung oder Interventionsmöglich- 
keiten der Mitgliedstaaten entschieden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Heinrich Leonhard Kolb 
vom 25. April 1997 


Wie in der Antwort zu Frage 4 1 in Drucksache 13/7403 ausgeführt, werden 
die Mitgliedstaaten nur in den Beihilfefällen beteiligt, in denen ein Haupt- 
prüfverfahren gemäß Artikel 93 Abs. 2 EG-Vertrag eröffnet worden ist. 
Dies war lediglich im Rahmen des Verfahrens zum Finanzdienstleistungs- 
zentrum Triest der Fall. Hier hat die Bundesregierung - wie in ihrer Ant- 
wort auf die Frage 41 in Drucksache 13/7403 ausgeführt -Stellung genom- 
men. 


35. Abgeordneter Auf welcher vertragsrechtlichen Grundlage 

Joachim und mit welcher Begründung hat die EU-Kom- 

Poß mission die in meiner Frage 41 in Drucksache 

(SPD) 13/7403 (belgische Koordinierungszentren, iri- 

sche Dublin-Dock-Gesellschaften und Finanz- 
zentrum Triest) aufgeführten Beispiele geneh- 
migt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Heinrich Leonhard Kolb 
vom 25. April 1997 


Rechtsgrundlage für beihilferechtliche Genehmigungen ist Artikel 92 EG- 
Vertrag. In ihrer Genehmigungsentscheidung vom 12. April 1995 zum 
Finanzdienstleistungszentrum Triest hat die Kommission unter Randnum- 
mer 11 ausgeführt: „Daraus kann geschlossen werden, daß die italieni- 
schen Beihilfevorhaben notwendig sind, um eine Tätigkeit zu fördern, die 
für die Gemeinschaft unbestreitbar von Interesse ist und die die Handels- 
bedingungen nicht in einem dem gemeinsamen Interesse zuwiderlaufen- 
den Maße beeinträchtigen. Dies ist jedoch nur durch eine ständige Kon- 
trolle zu bestätigen. " 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


36. Abgeordnete 

Jella 

Teuchner 

(SPD) 


Wie verteilt sich die Milchmenge, die im Wirt- 
schaftsjahr 1996/97 über die zugeteilten Milch- 
Garantiemengen hinaus angeliefert wurde, auf 
die einzelnen Bundesländer und die einzelnen 
Molkereien? 
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37. Abgeordnete 

Jella 

Teuchner 

(SPD) 


Wie verteilt sich das Gesamtvolumen der wegen 
der Überlieferung der Milch-Garantiemenge im 
Wirtschaftsjahr 1996/97 fälligen Abgabe an die 
EU auf die einzelnen Bundesländer und die ein- 
zelnen Molkereien? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 25. April 1997 


Gestatten Sie mir, wegen des engen Sachzusammenhangs die Zusam- 
menfassung der Beantwortung der Fragen 36 und 37. 

Die von Ihnen erbetenen Informationen kann ich Ihnen aus verschiedenen 
Gründen nicht geben. 

Das recht komplizierte und umfangreiche Verfahren der Quotenabrech- 
nung erstreckt sich bis Ende August eines Jahres. Deshalb liegen zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt noch keine Ergebnisse über die Abrechnung 
des Quotenjahres 1996/97 vor. 

Eine Aufteilung der Überlieferungen und Abgaben auf einzelne Bundes- 
länder ist mir nicht möglich, weil sich die Garantiemengenabrechnungen 
der Molkereien nicht nach Bundesländern auswerten lassen. Eine Auf- 
teilung nach Molkereien ist mir aus Gründen des Steuergeheimnisses 
versagt. 


38. Abgeordnete 

Jella 

Teuchner 

(SPD) 


Betrachtet die Bundesregierung als größter Net- 
tozahler der EU die Zurückhaltung der Zahlung 
der wegen der Überlieferung der Milch-Garan- 
tiemenge im Wirtschaftsjahr 1996/97 fälligen 
Abgabe an die EU als geeignetes politisches Mit- 
tel, Einfluß auf die EU und ihre Mitgliedsstaaten 
auszuüben, die Zahlungsmoral anderer Mitglied- 
staaten zu verbessern und auf diese Weise die 
Akzeptanz für die Notwendigkeit der Zahlungen 
unter den deutschen Landwirten zu fördern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 25. April 1997 


Die Bundesregierung betrachtet ganz grundsätzlich die Zurückhaltung 
von fälligen Zahlungen an die Gemeinschaftskasse als kein geeignetes 
politisches Druckmittel. Sie geht vielmehr davon aus, daß die EU-Kommis- 
sion als Hüterin der Verträge die geeigneten Maßnahmen zur Durch- 
setzung und Anwendung ihrer Vorschriften ergreift. 


39. Abgeordnete 

Jella 

Teuchner 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung das von 
milchproduzierenden Landwirten erwogene Vor- 
haben, die wegen der Überlieferung der Milch- 
Garantiemenge im Wirtschaftsjahr 1996/97 fäl- 
lige Abgabe an die EU so lange auf Sperrkonten 
zu überweisen, bis sich die Zahlungsmoral ande- 
rer Mitgliedstaaten, deutlich verbessert hat? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 25. April 1997 


Bei der Garantiemengenregelung Milch handelt es sich letztlich um eine 
Abgabenregelung, die auch den Vorschriften der Abgabenordnung 
unterliegt. Sowohl innerhalb der Garantiemengenregelung als auch der 
Abgabenordnung ist keine Regelung enthalten, die einen Rückbehalt 
fälliger Abgaben auf einem Sperrkonto erlaubt. Ein solches Vorhaben 
würde somit gegen die Garantiemengenvorschrift und Abgabenordnung 
verstoßen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaiordnung 


40. Abgeordneter 
Uwe 
Göllner 
(SPD) 


Trifft es zu, daß die Arbeitsämter durch eine ent- 
sprechend formulierte Vorgabe der Bundesregie- 
rung dazu aufgefordert wurden, im Jahre 1997 
insgesamt 500 Mio. DM an Leistungen für Betrof- 
fene zu kürzen, und in welchem Umfang sind 
davon berufsfördernde Leistungen der Rehabili- 
tation auch für Lernbehinderte betroffen? 


41. Abgeordneter 

Uwe 

Göllner 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, gegenüber den 
unmittelbar Betroffenen und gegenüber denjeni- 
gen Wohlfahrtsverbänden, Jugenddörfern und 
Ausbildungszentren, die berufsfördernde Lei- 
stungen der Rehabilitation für Lernbehinderte 
anbieten, eine Zusage dahin gehend zu geben, 
daß auch für das Jahr 1997 Mittel für die berufs- 
fördernden Leistungen mindestens im selben 
Umfang wie im Jahre 1996 angeboten werden, 
und ist die Bundesregierung ebenfalls bereit, die 
Arbeitsverwaltung zentral anzuweisen, beste- 
hende Anträge im Bereich der berufsfördernden 
Leistungen der Rehabilitation für Lernbehinderte 
unverzüglich zu bescheiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rudolf Kraus 
vom 25. April 1997 


Die Bundesregierung beabsichtigt, bei den Leistungen zur Rehabilitation 
der Bundesanstalt für Arbeit in diesem Jahr 500 Mio. DM einzusparen. 
Dieses Ziel soll nach dem ausdrücklichen Willen der Bundesregierung 
nicht durch eine Reduzierung der Anzahl der Förderfälle, sondern durch 
andere geeignete Maßnahmen erreicht werden, insbesondere durch eine 
Absenkung der Tageskostensätze aller Leistungsanbieter um 5% gegen- 
über den Sätzen des Jahres 1996. 
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Jeder lernbehinderte Jugendliche, der aus behinderungsbedingten Grün- 
den gezwungen ist, seine Berufsausbildung oder eine sonstige Förder- 
maßnahme in einer Rehabilitationseinrichtung (z. B. in einem Berufsbil- 
dungswerk) zu absolvieren, erhält eine entsprechende Förderzusage vom 
zuständigen Arbeitsamt. Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit hat in 
diesem Zusammenhang mit Schreiben vom 12. April 1997 mitgeteilt, daß 
Rehabilitationseinrichtungen (z. B. Berufsbildungswerke) davon ausge- 
hen können, daß die Arbeitsämter die Maßnahmekosten für alle mit För- 
derzusage des Arbeitsamts angemeldeten Teilnehmer übernehmen. 
Damit erhalten neben den betroffenen Behinderten auch die Rehabilita- 
tionseinrichtungen die notwendige Planungssicherheit. 

Um Mißverständnissen vorzubeugen, wird allerdings ergänzend darauf 
hingewiesen, daß nicht jeder Abgänger einer Sonderschule für Lern- 
behinderte auf eine besondere berufliche Förderung in einer Rehabilita- 
tionseinrichtung angewiesen ist. Die Dienststellen der Bundesanstalt für 
Arbeit sind - wie bisher - verpflichtet, im Einzelfall zu prüfen, ob die lern- 
behinderten Jugendlichen auf die besonderen ausbildungsbegleitenden 
Hilfen eines Berufsbildungswerks oder einer vergleichbaren Einrichtung 
für Behinderte angewiesen sind. Ergibt die Prüfung, daß die dauerhafte 
berufliche Eingliederung Behinderter bereits mittels allgemeiner Leistun- 
gen der Arbeitsförderung sichergestellt werden kann (das Angebot reicht 
von betrieblichen Fördermaßnahmen - gegebenenfalls mit ausbildungs- 
begleitenden Hilfen - bis hin zu überbetrieblichen Maßnahmen außerhalb 
von Rehabilitationseinrichtungen), scheidet eine Kostenübernahme für 
eine besondere Förderung in einem Berufsbildungswerk oder einer ande- 
ren Rehabilitationseinrichtung aus. 


42. Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


Wann rechnet die Bundesregierung damit, daß 
die Arb eits Verwaltung in der Lage sein wird, die 
Arbeitslosenquoten der regionalen Arbeitsmarkt- 
bezirke auf der Basis aller zivilen Erwerbsper- 
sonen zu veröffentlichen und damit die nationale 
und internationale Vergleichbarkeit dieser Daten 
sicherzustellen, und inwieweit plant die Bundes- 
anstalt für Arbeit die regelmäßige Erstellung 
regionaler Arbeitsmarktprognosen, um die Ziel- 
genauigkeit der lokalen Arbeitsmarktpolitik zu 
erhöhen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 28. April 1997 

Mit der Veröffentlichung der Arbeitsmarktdaten vom April 1997 werden 
erstmals auch die Arbeitslosenquoten der regionalen Arbeitsamtsbezirke 
auf der Basis aller zivilen Erwerbspersonen veröffentlicht. Für die Berech- 
nung dieser Quoten auf Arbeitsamtsebene waren intensive methodische 
Untersuchungen sowie umfangreiche Testrechnungen und Plausibilitäts- 
kontrollen erforderlich, da ein geeigneter Verteilungsschlüssel zu entwik- 
keln war, mit dem die lediglich für Bundesländer vorhegenden Ergebnisse 
des Mikrozensus über selbständige und mithelfende Familienangehörige 
regional weiter disaggregiert werden. 

Vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (lAB) werden regel- 
mäßig Prognosen der regionalen Arbeitslosigkeit für Bundesländer und 
Landesarbeitsamtsbezirke erstellt. Diese Indikatoren werden seit Jahren 
für die Haushaltsplanung und insbesondere für die regionale Aufteilung 
von ABM- und FuE-Mittelansätzen verwendet. 
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Für interne Zwecke der Mittelsteuerung liegen auch schon erste Testrech- 
nungen zur voraussichtlichen monatlichen Entwicklung der Arbeitslosig- 
keit in den Arbeitsamtsbezirken vor. Im Rahmen des - mit Mitteln des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung geförderten - Projektes 
„REGARIS" (Regionales Arbeitsmarkt-Informationssystem) wurden au- 
ßerdem Prognoseansätze für die zukünftige Dynamik des Angebots und 
der Nachfrage nach Arbeitskräften entwickelt, und zwar für Kreise und 
Arbeitsmarktregionen. Periodische Veröffentlichungen hierzu sind 
geplant, ein konkreter Termin kann derzeit jedoch noch nicht genannt 
werden. 


43. Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


Trifft es zu, daß von den Haushaltskürzungen bei 
der Bundesanstalt für Arbeit neben der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik auch die wissenschaftlichen 
Arbeitsmarktanalysen des Instituts für Arbeits- 
markt und Berufsforschung betroffen sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 30. April 1997 

Der Haushaltsplan der Bundesanstalt für Arbeit für das Haushaltsjahr 
1997 wurde von der Bundesregierung u. a. mit der Maßgabe genehmigt, 
daß eine globale Minderausgabe in Höhe von 500 Mio. DM bei den dis- 
poniblen Ausgaben auszubringen ist. 

Zur Erwirtschaftung dieses Betrages wurden vom Vorstand der Bundes- 
anstalt für Arbeit bei den in Betracht kommenden Haushaltstiteln Aus- 
gaben gesperrt. Hiervon sind auch die Mittel für die Vergabe von Sonder- 
untersuchungen zu Fragen der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung an 
externe Einrichtungen (z. B. Forschungsaufträge an Hochschulinstitute) 
betroffen. Die bei dieser Zweckbestimmung ausgebrachte Haushalts- 
sperre beträgt 1,087 Mio. DM, so daß im laufenden Haushaltsjahr 4,348 
Mio. DM zur Verfügung stehen. 

Darüber hinaus ist das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung wie 
die übrigen Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit bzw. die Haupt- 
stelle der Bundesanstalt für Arbeit von allgemeinen Einsparungen, z. B. im 
Personalbereich, betroffen. 


44. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung aus den Prüfergebnissen der Außengruppe 
Bau des Landesarbeitsamts Berlin (vgl. Der 
Tagesspiegel, 16. April 1997) ziehen, nach denen 
auch Baufirmen, die am Umbau des Reichstags 
beteiligt sind, ihren Beschäftigten Löhne bezah- 
len, die unterhalb der verbindlichen Mindest- 
löhne liegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 28. April 1997 

Baufirmen, die am Umbau des Reichstages beteiligt sind und nach den 
Ergebnissen der Prüfungen durch Dienststellen der Bundesanstalt für 
Arbeit gegen die Mindestlohnvorschriften nach § 1 Arbeitnehmer-Entsen- 
degesetz verstoßen haben, können nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 Arbeitnehmer- 
Entsendegesetz mit Geldbußen bis zu hunderttausend Deutsche Mark 
belegt werden. 
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Nach § 6 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes sollen Unternehmen für 
eine angemessene Zeit bis zur nachgewiesenen Wiederherstellung ihrer 
Zuverlässigkeit von der Teilnahme an Wettbewerben um einen Lief er-, 
Bau- oder Dienstleistungsauftrag der öffentlichen Auftraggeber ausge- 
schlossen werden, wenn sie wegen eines Verstoßen nach § 5 mit einer 
Geldbuße von wenigstens fünftausend Deutsche Mark belegt worden 
sind. Das gleiche gilt auch schon vor Durchführung eines Bußgeldverfah- 
rens, wenn im Einzelfall angesichts der Beweislage kein vernünftiger 
Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung besteht. 

Die Bundesregierung prüft darüber hinaus in enger Abstimmung mit der 
Arbeitsverwaltung, ob die Auftragnehmer und die von diesen beauftrag- 
ten Nachunternehmer ergänzend vertraglich unter Androhung einer Ver- 
tragsstrafe zur Einhaltung der tarifvertraglichen und öffentlich-recht- 
lichen Bestimmungen bei der Ausführung von Bauleistungen auf Baustel- 
len des Bundes sowie zur Unterstützung der Aufgabenerfüllung der Bun- 
desanstalt für Arbeit - im Rahmen der Bestimmungen des Datenschutz- 
gesetzes - verpflichtet werden können. 


45. Abgeordnete 

Dr. Angelika 
Köster-Loßack 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welches sind die genauen Kriterien, die die Bun- 
desanstalt für Arbeit zugrunde legt, um vermitt- 
lungsrelevante Besonderheiten über einen 
Betrieb auf der Rechtsgrundlage von § 14 Abs. 1 
Satz 1 des Arbeitsförderungsgesetzes (AEG) zu 
erfassen und zu speichern, und welche anderen 
Organisationen oder Betriebe außer der Scien- 
tology-Organsiationen werden noch gesondert 
erfaßt und gespeichert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 28. April 1997 

Eine im Sinne von § 14 Abs. 1 Satz 2 Arbeitsförderungsgesetz (AEG) ver- 
mittlungsrelevante Besonderheit eines vom Arbeitsamt angebotenen 
Arbeitsplatzes ist eine von der zu erwartenden üblichen Arbeitsplatzge- 
staltung abweichende Eigenart eines Arbeitsplatzes, die für den Arbeit- 
suchenden bei seiner Willensbildung, ob er sich für diesen Arbeitsplatz 
bewirbt, wichtig ist oder sein könnte. Solche Besonderheiten können nach 
Auskunft der Bundesanstalt für Arbeit z. B. räumlicher, technischer, öko- 
nomischer oder sozialer Art sein. Als Beispiele nennt sie: 

- Eine Montagetätigkeit ist mit langen Auslandsaufenthalten verbunden. 

- Mit dem Arbeitsplatz ist die Aufnahme in die häusliche Gemeinschaft 
des Arbeitgebers verbunden. 

- Am Arbeitsplatz kommt der Arbeitnehmer mit Chemikalien in Berüh- 
rung, was für einen Arbeitsuchenden mit einer entsprechenden Aller- 
gie relevant ist. 

- Der Betrieb ist dafür bekannt, daß Löhne oft mit großer Verzögerung 
gezahlt werden. 

- Es ist bekannt, daß ein Betrieb bei besonderem Einsatz gute Aufstiegs- 
chancen bietet. 

Was für den Arbeitsuchenden als vermittlungsrelevante Besonderheit des 
Arbeitpsplatzes anzusehen sei, richte sich - so die Bundesanstalt für 
Arbeit - nach den Verhältnissen des einzelnen Ealles. Starre Regeln könne 
es dafür nicht geben. 
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Die Bundesanstalt für Arbeit wird die Möglichkeiten, die die vor kurzem 
vorgenommene Verknüpfung der Betriebsdatenbank des Arbeitsamtes 
mit der Datei der Stellenangebote für eine effiziente Arbeitsvermittlung 
bietet, weiter ausbauen. In diesem Zusammenhang wird überlegt, ob eine 
derartige Kennzeichnung auch für die in § 20 Abs. 2 bis 4 AFG genannten 
Betriebe zweckmäßig ist und für die Arbeitsämter, die dies schon jetzt 
praktizieren können, zentral vorgegeben werden soll. 


46. Abgeordnete 
Dr. Angelika 
Köster-Loßack 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Mit welchem Überprüfungsmechanismus begeg- 
net man seitens der Arbeitsämter der Gefahr, daß 
Unternehmen fälschlicherweise wissentlich oder 
irrtümlich von Konkurrenten oder anderen Drit- 
ten als zu Scientology gehörend eingestuft wer- 
den, und werden die betroffenen Betriebe über 
ihre gesonderte Erfassung und Speicherung 
durch die Arbeitsämter informiert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 28. April 1997 


Informationen Dritter, die Mitarbeiter der Arbeitsämter von Amts wegen 
erhalten, sind, wenn die in der Frage genannten Verdachtsmomente 
bestehen, durch Rückfragen beim Betrieb - hier bietet sich ein Betriebs- 
besuch mit persönlichem Gespräch mit einem verantwortlichen Betriebs- 
vertreter an - und/oder durch Nutzung der Kenntnisse von Sachkundigen, 
im Falle von Scientology z. B. von Sektenberatungsstellen, zu überprüfen. 

Betriebe, zu denen vermittlungsrelevante Besonderheiten im Sinne von 
§ 14 Abs. 1 Satz 2 AFG gespeichert werden, werden darüber nicht von 
Amts wegen informiert. Für eine solche Informationspflicht besteht keine 
Notwendigkeit und auch keine rechtliche Grundlage. 


47. Abgeordneter 

Gerhard 

Rübenkönig 

(SPD) 


Wann ist mit dem Erscheinen der für 1989 (Druck- 
sache 11/2278 Frage 22), 1991 (Drucksache 
11/8546 Frage 59) und 1995 (Drucksache 12/8536 
Frage 63) angekündigten Neuauflage der Bro- 
schüre „Die Einkommens- und Vermögensvertei- 
lung in der Bundesrepublik Deutschland" zu 
rechnen, deren letzte Ausgabe im Juni 1982 
erschienen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 29. April 1997 


Die vorgesehene Neuauflage der Broschüre „Einkommens- und Ver- 
mögensverteilung" konnte wegen anderer dringlicher Arbeiten bisher 
nicht fertiggestellt werden. Aus dem gleichen Grunde kann ein Termin für 
das Erscheinen der Neuauflage, an der im Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung weiter gearbeitet wird, derzeit nicht genannt werden. 
An zugänglichen statistischen Daten zur Einkommens- und Vermögens- 
verteilung mangelt es jedoch nicht. 
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Die Statistiken, auf die sich die Broschüre stützt, werden durch das Statisti- 
sche Bundesamt, die Deutsche Bundesbank und verschiedene Verbände 
umfassend und regelmäßig veröffentlicht. Daraus erstellte, auch für die 
Broschüre vorgesehene Tabellen sind außerdem in die Antwort der Bun- 
desregierung auf die Große Anfrage der Fraktion der SPD zur „Entwick- 
lung der Vermögen und ihrer Verteilung" (Drucksache 13/3885) einge- 
gangen, so daß in diesem Rahmen vorab Teile der Neuauflage im Frühjahr 
1996 veröffentlicht worden sind. Die Antwort auf die Große Anfrage wird 
deshalb interessierten Bürgern vom Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung ebenso zur Verfügung gestellt wie das jährlich neu aufge- 
legte „Statistische Taschenbuch", das wichtige Eckzahlen zur Entwick- 
lung und Verteilung der Einkommen enthält. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


48. Abgeordnete 
Ulrike 
Mäscher 
(SPD) 


Ist es richtig, daß aufgrund geänderter Rechtsaus- 
legung ab 1. Januar 1997 Kindergeld nicht mehr 
gezahlt wird, wenn der Lebensunterhalt eines 
Kindes ohne Unterhaltsbelastung der Eltern 
sichergestellt ist (z. B. Einqliederunqshilfe nach 
demBSHG)? 


49. Abgeordnete 

Ulrike 

Mäscher 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung mitteilen, welche 
gesetzlichen Neuregelungen zur Veränderung 
der Rechtsauslegung geführt haben und wie 
diese mit dem Urteil des Bundesverwaltungs- 
gerichts vom 29. September 1994 (BVerWG 5 C 
56.92) zu vereinbaren sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 24. April 1997 


Wegen des Sachzusammenhangs werden die Fragen zusammenfassend 
beantwortet. 

Ein Kind wird für den Kinderfreibetrag wie für das Kindergeld berücksich- 
tigt, wenn es wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung 
außerstande ist, sich selbst zu unterhalten. Diese Voraussetzung ist in der 
Vergangenheit im Einkommensteuerrecht für den Kinderfreibetrag und 
im Sozialrecht für das Kindergeld nach dem BKGG a. F. unterschiedlich 
ausgelegt worden. Diese unterschiedliche Auslegung war durch die ge- 
setzliche Zielsetzung vorgeprägt. Der Kinderfreibetrag diente schon in der 
Vergangenheit (nur) der steuerlichen Freistellung eines Einkommensbe- 
trages der Eltern in Höhe des Existenzminimums des Kindes. Wenn der 
Staat dem Kind eine Sozialleistung in Höhe des Existenzminimums 
gewährt, ohne bei den unterhaltspflichtigen Eltern Rückgriff zu nehmen, 
bedarf es der steuerlichen Freistellung bei den Eltern insoweit nicht mehr. 
Diese Auslegung ist vom Bundesfinanzhof als zutreffend bestätigt wor- 
den. 
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Kindergeld nach dem BKGG a. F. hatte in dem vor 1996 bestehenden dua- 
len System des Familienlastenausgleichs nicht (nur) diese enge steuer- 
liche Entlastungfunktion, sondern war entsprechend seinem Charakter 
als allgemeine Sozialleistung darüber hinaus zur Abmilderung der kin- 
desbedingten Belastungen bestimmt. Bei der Auslegung des BKGG a. F. 
war dem Nachrang der Sozialhilfe Rechnung zu tragen. Danach hat 
keinen Anspruch auf Sozialhilfe, wer sich selbst helfen kann oder wer die 
notwendige Hilfe von anderen, besonders von Trägern anderer Sozial- 
leistungen, erhält. Vorrangige Verpflichtungen anderer, besonders Unter- 
haltspflichtiger oder der Träger anderer Sozialleistungen werden durch 
das BSHG nicht berührt (§ 2 Abs. 2 Satz 1 BSHG). Mit dem Jahressteuerge- 
setz 1996 hat der Gesetzgeber die Sozialleistung Kindergeld in eine Steu- 
ervergütung umgewandelt. Ihr wurde dabei ausdrücklich die Funktion 
der steuerlichen Freistellung des Existenzminimums des Kindes und - nur 
soweit sie dazu nicht erforderlich ist - der Familienförderung zugewiesen. 
Seitdem ist die Berücksichtigung eines Kindes für Kinderfreibetrag und 
die Steuervergütung Kindergeld einheitlich geregelt. 

Allerdings galt das BKGG a. F. aufgrund einer mit dem Jahressteuergesetz 
1996 eingeführten Üb ergangsvor schritt für den von Ihnen angesproche- 
nen Fall noch bis zum 31. Dezember 1996 weiter. 

Streitgegenstand des von Ihnen genannten Urteils des Bundesverwal- 
tungsgerichts war nicht die Frage, ob für ein Kind, für das Eingliederungs- 
hilfe nach dem BSHG geleistet wurde, Kindergeld zustand, sondern wem 
es ggf. auszuzahlen sei, den Eltern oder dem Sopzialhilfeträger. Nach dem 
Urteil war ein Erstattungsanspruch gemäß § 43 Abs. 3 BSHG des Sozial- 
hilfeträgers ausgeschlossen; das Kindergeld nach dem BKGG a. F. ver- 
blieb den Eltern. 

Für die Steuervergütung Kindergeld widerspräche eine solche Beurtei- 
lung der nunmehr maßgebenden Regelung im Einkommensteuergesetz. 
Wenn das Existenzminimum des Kindes aus staatlichen Mitteln ohne 
einen Rückgriff bei den Eltern gewährleistet ist, betsteht auch kein Grund 
für die steuerliche Freistellung von Einkommen der Eltern in Höhe dieses 
Existenzminimums durch die Steuervergütung Kindergeld. Der Anspruch 
auf die Steuervergütung Kindergeld ist aber nicht ausgeschlossen, wenn 
die Eltern in Rückgriff genommen werden und dadurch eine Unterhalts- 
belastung eintritt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


50. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung angesichts der irre- 
führenden Bezeichnungen bei Brötchen hinsicht- 
lich ihrer Zutaten dergestalt Handlungsbedarf, 
daß die Kennzeichnungsregelungen, die bei Brot 
gelten, zukünftig auch für Brötchen maßgebend 
sein müssen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 24. April 1997 


Das geltende Recht - und zwar das Lebensmittel- und Bedarfsgegenstän- 
degesetz -verbietet es, Lebensmittel unter irreführenden Bezeichnungen, 
Angaben oder Aufmachungen in Verkehr zu bringen. Diese Vorschriften 
gelten gleichermaßen auch für die Kennzeichnung von Brot und Brötchen. 
Die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften obliegt den für die 
Lebensmittelüberwachung zuständigen Landesbehörden. Ergänzend 
wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 11 der Großen 
Anfrage „Verbraucherfreundliche Lebensmittelkennzeichnung" (Druck- 
sache 12/6072) verwiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


51. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(PDS) 


Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
aus den Aussagen des Bundes für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland (BUND), die Prognose 
des Bundesverkehrswegeplans 1992, der für die 
Binnenschiffahrt im Raum Berlin-Brandenburg 
eine Wachstumssteigerung von heute rd. 8,5 Mio. t 
auf rd. 21 Mio. t jährlich vorhersagt, habe sich als 
Irrtum erwiesen, da heute nur 10% der vorausge- 
sagten Gütermengen auf ostdeutschen Wasser- 
wegen transportiert würden und eine Trend- 
wende nicht absehbar sei? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 29. April 1997 


Die Bundesregierung teilt nicht die Einschätzung des Bundes für Umwelt 
und Naturschutz Deutschland (BUND) zur Verkehrsentwicklung auf den 
ostdeutschen Wasserstraßen. Überarbeitete Verkehrsprognosen zur Bun- 
desverkehrswegeplanung (BVWP) sehen für die Binnenwasserstraßen 
zwar gegenüber der BVWP '92-Prognose (+ 84%) etwas geringere, aber 
weiterhin deutliche Wachstumsperspektiven für das Jahr 2010 (ifo + 60%, 
DIW + 78%), an der insbesondere auch die ostdeutschen Wasserstraßen 
aufgrund eines gegenüber heute deutlich attraktiveren Ausbauzustandes 
überproportional partizipieren werden. Auch die im Rahmen der BVWP 
prognostizierte Verkehrsmenge von über 20 Mio. t für die Wasserstraßen- 
verbindung von Hannover über Magdeburg nach Berlin (Projekt 17 VDE) 
werden durch neuere Prognosedaten bestätigt. Die Verkehrspolitik der 
Bundesregierung ist daher weiterhin darauf ausgerichtet, auch durch 
einen behutsamen Ausbau der ostdeutschen Wasserstraßen den umwelt- 
freundlichen Verkehrsträger Binnenschiffahrt nachdrücklich zu fördern. 
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52. Abgeordnete 

Monika 

Ganseforth 

(SPD) 


Aus welchem Grund beabsichtigt die Bundes- 
regierung, zusammen mit der britischen Regie- 
rung gegen die Verordnung über die Gewährung 
von Gemeinschaftsfinanzhilfen für Aktionen zur 
Förderung des Kombinierten Verkehrs zu stim- 
men? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 25. April 1997 

Bei der Bewertung des Kommissions-Vorschlages für eine Verordnung 
über die Gewährung von Gemeinschaftsfinanzhilfen für Aktionen zur För- 
derung des Kombinierten Verkehrs ist verkehrspolitischer Nutzen gegen 
finanzielle Aufwendungen abzuwägen. 

Der Kombinierte Verkehr kann einen wesentlichen Beitrag zur Entlastung 
der Verkehrsinfrastruktur und der Umwelt leisten. Diese Auffassung hat 
die Bundesregierung auch in ihrer Antwort auf die Große Anfrage der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. „Der Kombinierte Verkehr als Mittel 
zur Vernetzung der Verkehrsträger" (Drucksache 13/3370) vertreten. 

Eine Förderung kann angebracht sein, da der Kombinierte Verkehr 
gegenüber dem durchgehenden Straßenverkehr Haus/Haus, dessen 
Kosten durch Deregulierungsmaßnahmen gesunken sind, vielfach zu 
teuer ist, weil er in der Transportkette zusätzliche Kosten durch den zwei- 
maligen Umschlag in Terminals, den kostenintensiven Vor- und Nachlauf 
und Rangiervorgänge zu tragen hat. 

Letztlich ausschlaggebend für die deutsche Ablehnung waren finanzpoli- 
tische Erwägungen. Bei der Finanzierung des Kombinierten Verkehrs ist 
eine größtmögliche Beteiligung privaten Kapitals anzustreben. Die Förde- 
rung des Kombinierten Verkehrs mit öffentlichen Finanzmitteln muß als 
Sekundärfinanzierung angesehen werden. Die äußerst angespannte 
Rubrik 3 (interne Politiken) der finanziellen Vorausschau der Gemein- 
schaft darf nicht durch Finanzhilfen belastet werden, deren Dringlichkeit 
nicht überzeugend nachgewiesen wurde. 

Das Ab stimmungs verhalten der britischen Regierung ist von der Bundes- 
regierung nicht zu bewerten. 


53. Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


Welche kurz-, mittel- und langfristigen Möglich- 
keiten sieht die Bundesregierung, die Anwohner 
der Bundesstraße 9 in der Ortslage Nierstein 
durch Lärmschutzmaßnahmen und eine Trassen- 
verlegung von Verkehrsemissionen zu entlasten, 
und welche Chancen räumt die Bundesregierung 
in diesem Zusammenhang der Verwirklichung 
eines durchgehenden Tunnelbauwerkes in der 
Ortslage Nierstein ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 29. April 1997 

Seit Jahren sind Bund und Land als Auftragsverwaltung für die Bundes- 
fernstraßen bemüht, ein Lösung für die Verkehrsprobleme der B 9 in Nier- 
stein zu finden, die vor Ort konsensfähig und finanzierbar ist. Für eine V er- 
legung der B 9 Richtung Rhein wurde bereits ein Planfeststellungsverfah- 
ren durchgeführt, das jedoch nicht abgeschlossen wurde, da sich die kom- 
munalen Verwaltungen gegen diese Lösung ausgesprochen hatten. 
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Zwischenzeitlich wurde eine Studie erarbeitet, die vorsieht, die B 9 zwi- 
schen Oppenheim und der B 420 parallel zur Bahn zu verlegen und die 
Einmündung der B 420 in die B 9 umzubauen. Dadurch wird die Situation 
in Nierstein bereits erheblich verbessert. Zunächst gilt es jetzt, die Pla- 
nung zu erarbeiten, Konsens vor Ort zu erreichen und das Baurecht herzu- 
stellen. Der Weiterbau nach Norden bleibt einer späteren Entscheidung 
nach dessen Überprüfung auf Notwendigkeit, Zweckmäßigkeit und Wirt- 
schaftlich Vorbehalten, wobei verschiedene Lösungen wie Ausbau, bahn- 
parallele Verlegung oder Tunnel in Betracht kommen können. 

Die Kosten eines Tunnels als Gesamtlösung werden auf 150 Mio. DM 
geschätzt. Diese liegen damit erheblich über den Kosten für die übrigen 
möglichen Lösungen. Gegen eine Tunnellösung bestehen daher aus 
Gründen der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit erhebliche Bedenken. 

Bereits Anfang der 90er Jahre wurden in Nierstein entlang der B 9 Lärm- 
schutzmaßnahmen im Rahmen der Lärmsanierung durchgeführt, die 
bereits abgeschlossen sind. Gemäß den gesetzlichen Vorgaben werden im 
Zusammenhang mit einem Neubau der B 9 dann Lärmschutzmaßnahmen 
im Rahmen der Lärmvorsorge duchgeführt. 


54. Abgeordneter 

Stephan 

Hilsberg 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung wissenschaftliche 
Untersuchungen in Auftrag gegeben oder verfügt 
sie über Ergebnisse von Untersuchungen, die den 
volkswirtschaftlichen Nutzen aus einem umfas- 
senden Einsatz von telematischen Verkehrs- 
managementsystemen auf den deutschen Auto- 
bahnen quantifizieren, und zu welchen Ergebnis- 
sen kommen diese Untersuchungen hinsichtlich 
der Höhe des Nutzens? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 29. April 1997 


Entwicklung, Organisation und Betrieb von Verkehrstelematiksystemen 
und -diensten sind vorrangig privatwirtschaftliche Aufgaben. Nutzen- 
Kosten-Analysen zu Systemen und Diensten sind deshalb Sache der mit 
der Entwicklung befaßten Dienstleistungsunternehmen. 

Zur Abschätzung der Verkehrs- und volkswirtschaftlichen Auswirkungen 
von Telematiksystemen und -diensten im Verkehr hat das Bundesministe- 
rium für Verkehr eine Untersuchung zur Bewertung neuer Technologien 
zur Verkehrsinformatik und Verkehrsleitung für den kurz- und mittel- 
fristigen Einsatz in Auftrag gegeben, die kurz vor dem Abschluß steht. 
Eine weitere Untersuchung über die Abschätzung von Wirkungspotentia- 
len der Verkehrstelematik ist in Vorbereitung. 

Dabei erfolgt jedoch keine isolierte Bertrachtung der Bundesautobahnen; 
einbezogen ist vielmehr Telematik für den gesamten Straßenverkehr und 
vor allem - den verkehrspolitischen Zielen der Bundesregierung entspre- 
chend - dessen Verknüpfung mit anderen Verkehrsträgern zur Bildung 
umweltschonender Reise- und Transportketten und eines intelligenten 
Gesamtverkehrssystems. 

Bei den in öffentlicher Zuständigkeit geplanten und betriebenen Ver- 
kehrsbeeinflussungsanlagen auf Bundesautobahnen werden vor dem Bau 
jeder einzelnen Anlage Nutzen-Kosten-Betrachtungen angestellt; eine 
Anlage wird nur bei einem positiven Nutzen-Kosten-Verhältnis gebaut. 
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In der Praxis haben sich diese Anlagen seit Jahren bewährt, wie dies die 
Rückgänge bei den Unfällen um bis zu 30% und bei schweren Unfällen 
(mit getöteten Verkehrsteilnehmern) um bis zu 50% belegen. Deshalb hat 
das Bundesministerium für Verkehr das Programm zur Ausrüstung von 
Bundesfernstraßen mit Verkehrsbeeinflussungsanlagen fortgeschrieben 
und für die nächsten fünf Jahre weitere 600 Mio. DM in die Planung ein- 
gestellt. 


55. Abgeordneter 

Stephan 

Hilsberg 

(SPD) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung aufgrund 
welcher wissenschaftlichen Grundlagen den 
volkswirtschaftlichen Nutzen pro investierter 
Mark, die in telematische Verkehrsmanagement- 
systeme investiert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 29. April 1997 

Auf die Antwort zu Frage 54 wird verwiesen. 

Darüber hinaus ist der Bundesregierung eine im Auftrag der Forschungs- 
vereinigung Automobiltechnik e. V. (ZAT) von der Universität Köln, Prof. 
Dr. Baum, durchgeführte Untersuchung über Rationalisierungspotentiale 
im Straßenverkehr aus dem Jahr 1992 bekannt, die von einem durch- 
schnittlichen Nutzen-Kosten-Verhältnis von 4 : 1 für den Einsatz von Ver- 
kehrsleittechniken ausgeht. Untersuchungsgegenstand waren internatio- 
nal sowohl in städtischen als auch in außerörtlichen Bereichen eingesetzte 
Systeme. Es sind auch Nutzen-Kosten-Betrachtungen aus Einzelunter- 
suchungen bzw. regionalen Projekten (z. B. aus STORM/Stuttgart) insbe- 
sondere zu örtlichen Verkehrsmanagementsystemen bekannt, die posi- 
tive Nutzen-Kosten-Faktoren aufweisen. 


56. Abgeordneter 

Wieland 

Sorge 

(SPD) 


In welchen Zeiträumen erfolgt der Bau der beiden 
Teilabschnitte der Ausbaustrecke Nürnberg — 
Ebensfeld und der Neubaustrecke Ebensfeld — 
Erfurt des Verkehrsprojekts Deutsche Einheit 
(VDE) Nr. 8? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 25. April 1997 

Der Baubeginn der Neubaustrecke (NBS) im Zuge der ABS/NBS Nürn- 
berg — Erfurt (VDE Nr. 8.1) fand am 16. April 1996 im Bündelungsab- 
schnitt mit der BAB A 71 (VDE Nr. 16) mit einem ersten Spatenstich durch 
Bundesminister Matthias Wissmann, Ministerpräsident Dr. Bernhard 
Vogel und den Vorsitzenden des Vorstandes der Deutschen Bahn AG, 
Heinz Dürr, statt. Die Bauarbeiten beschränken sich derzeit auf die Errich- 
tung der gemeinsamen Brückenbauwerke sowie auf den Tunnel Behrin- 
gen (Baubeginn März 1997). Im Fünf jahresplan 1998 bis 2002 ist der 
Mittelansatz (ca. 2,3 Mrd. DM) so vorgesehen, daß im Jahre 2004/2005 
eine Inbetriebnahme möglich sein wird. 

Mit einem Baubeginn der Ausbaustrecke (ABS) Nürnberg — Ebensfeld ist 
erst nach dem Jahre 2002 zu rechnen. Das schließt jedoch nicht aus, daß 
punktuell mit der Beseitigung von Bahnübergängen, wenn die planrecht- 
lichen Voraussetzungen vorliegen, begonnen werden kann. 
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57. Abgeordneter 

Wieland 

Sorge 

(SPD) 


Wann erfolgt die volle Inbetriebnahme der bei- 
den oben genannten Teilabschnitte des VDE 
Nr. 8 in den vorgesehenen Geschwindigkeiten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 25. April 1997 

Die vollständige durchgehende Inbetriebnahme mit den vorgesehenen 
Geschwindigkeiten (200/250 km/h) der ABS/NBS Nürnberg — Erfurt 
erfolgt vorbehaltlich der für diesen Zeitraum zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmitteln voraussichtlich im Jahre 2007/2008, wobei die ABS 
abschnittsweise in Betrieb genommen werden kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Teiekommunikation 


58. Abgeordneter 

Ernst 

Kastning 

(SPD) 


Welche Veränderungen des Postfilialnetzes 
(Schließung von Postfilialen bzw. Umwandlung 
von Postfilialen in Agenturen) sind nach Kenntnis 
der Bundesregierung in den niedersächsischen 
Landkreisen Nienburg und Schaumburg mittel- 
fristig beabsichtigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 24. April 1997 

Die Bundesregierung ist zur Beantwortung Ihrer Anfrage auf die Infor- 
mationen der Deutschen Post AG angewiesen. Danach bittet die General- 
direktion der Deutschen Post AG um Verständnis, daß das Unternehmen 
keine besonderen Aufzeichnungen über filialorganisatorische Maßnah- 
men und Veränderungen bezogen auf Wahl- bzw. Landkreise führt. Die 
Deutsche Post AG ist jedoch bereit, Anfragen zu einzelnen Filialen zu 
beantworten, soweit hierfür ein konkreter Anlaß gegeben ist. In diesen 
Fällen kann das Unternehmen verbindlich den Sachstand zur angefragten 
Filiale mitteilen. 

Zu Ihrer Information ist dieser Antwort ein Abdruck des Filialkonzepts der 
Deutschen Post AG beigefügt * ^ 


Bonn, den 2. Mai 1997 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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